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TE OGH 1993/1/28 12Os139/92
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 28.01.1993

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat am 28.Jänner 1993 durch den Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr.Horak

als Vorsitzenden und durch die Hofräte des Obersten Gerichtshofes Dr.Rzeszut, Dr.Markel, Mag.Strieder und

Dr.Mayrhofer als weitere Richter, in Gegenwart des Richteramtsanwärters MMag.Röder als Schriftführer in der

Strafsache gegen Fadil D***** wegen des Verbrechens des teils vollendeten, teils versuchten gewerbsmäßig schweren

Diebstahls und Bandendiebstahls nach §§ 127, 128 Abs. 1 Z 4, 130 und 15 StGB und des Vergehens der Fälschung

besonders geschützter Urkunden nach §§ 223 Abs. 2, 224 StGB über die Nichtigkeitsbeschwerde und Berufung des

Angeklagten Fadil D***** gegen das Urteil des Kreisgerichtes Ried im Innkreis als Schö@engericht vom 15.Oktober

1992, GZ 7 Vr 579/92-85, nach Anhörung der Generalprokuratur in nichtöffentlicher Sitzung den

Beschluß

gefaßt:

Spruch

Die Nichtigkeitsbeschwerde wird zurückgewiesen.

Zur Entscheidung über die Berufung werden die Akten dem Oberlandesgericht Linz zugeleitet.

Gemäß dem § 390 a StPO fallen dem Angeklagten auch die Kosten des (bisherigen) Rechtsmittelverfahrens zur Last.

Text

Gründe:

Mit dem angefochtenen (auch rechtskräftige Freisprüche enthaltenden) Urteil wurde Fadil D***** wegen des

Verbrechens des teils vollendeten, teils versuchen schweren gewerbsmäßigen (richtig:

gewerbsmäßig schweren; siehe S 181/II) Diebstahls und Bandendiebstahls nach §§ 127, 128 Abs. 1 Z 4, 130 und 15

StGB (I. des Schuldspruchs) und des Vergehens der Fälschung besonders geschützter Urkunden nach §§ 223 Abs. 2,

224 StGB (II.) schuldig erkannt.

Darnach hat er (im wesentlichen von August bis Dezember 1985) in insgesamt elf Angri@en drei Autoradios, acht

Videokameras, zwei Stative, Lautsprecher und eine Geldbörse mit Bargeld (Gesamtbeutewert 329.750 S) mit

unrechtmäßigem Bereicherungsvorsatz in bewußtem und gewolltem Zusammenwirken mit seinem abgesondert

bereits rechtskräftig abgeurteilten Bruder Fadmir D***** in der Absicht, sich durch die wiederkehrende Begehung

solcher schwerer Diebstähle eine fortlaufende Einnahme zu verscha@en, anderen weggenommen (I./A), am 21.Mai

1992 als Mitglied einer Bande unter Mitwirkung eines anderen Bandenmitgliedes versucht, in vier Fällen anderen

Personen Geldbörsen und Brieftaschen (durch Taschendiebstähle) wegzunehmen (I./B) sowie Mitte Mai 1992 anläßlich

seiner Einreise nach Österreich und am 21. Mai 1992 in Wien durch Ausweisen mit einem gefälschten jugoslawischen

Reisepaß, in welchem sein Bild eingeklebt war, eine inländischen ö@entlichen Urkunden gleichgestellte amtliche
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Urkunde im Rechtsverkehr gebraucht (II.).

Rechtliche Beurteilung

Der Angeklagte bekämpft die Diebstahlsschuldsprüche (I.) mit einer auf § 281 Abs. 1 Z 5 und 5 a StPO gestützten

Nichtigkeitsbeschwerde; indes zu Unrecht.

Der weitgehend unsubstantiierten, unvollständige, unzureichende und undeutliche Begründung behauptenden

Mängelrüge (Z 5) zuwider haben die Tatrichter denkfolgerichtig und lebensnah in Gesamtwürdigung der im Urteil

detailliert angeführten Beweismittel (S 171 @/II) auf die Täterschaft des Beschwerdeführers geschlossen, ohne daß

ihnen dabei einer der behaupteten formalen Begründungsmängel unterlaufen wäre. Denn soweit sich die Beschwerde

nicht überhaupt in konturlosen, einer sachlichen Erwiderung unzugänglichen Globalwendungen oder in einer

unzulässigen Kritik an der schö@engerichtlichen Würdigung der einzelnen Indizien erschöpft, löst sie - namentlich in

Ansehung der Wiedererkennung des Angeklagten durch Zeugen, wo sie die Ergebnisse des Vorverfahrens übergeht - in

verfälschender Verkürzung Einzelmomente aus dem Kontext, was mit den im § 258 StPO normierten methodischen

Grundsätzen der WahrheitsLndung unvereinbar ist. Daß aber aus den Prämissen des vorliegenden Falles auch andere,

für den Angeklagten günstigere Schlußfolgerungen möglich wären und sich die Tatrichter dennoch für die dem

Angeklagten ungünstigeren entschieden haben, ist als Akt freier Beweiswürdigung der Anfechtung mit

Nichtigkeitsbeschwerde entzogen (EvBl 1972/17).

Soweit die Mängelrüge inhaltlich Rechtsrügen formuliert, indem sie behauptet, aus dem Verhalten des Angeklagten

könne lediglich der Vorwurf wegen Hehlerei abgeleitet werden (Z 10), bleibt sie unsubstantiiert und geht sie im übrigen

an den eindeutigen Urteilskonstatierungen zu den dem Angeklagten angelasteten Diebstahlsverbrechen vorbei (S 165,

169, 181/II). Der Einwand, es mangle dem Urteil an Feststellungen, worin der Tatbeitrag des Angeklagten bei den

Diebstählen bestanden habe (Z 9 lit a), vernachlässigt wiederum den Umstand, daß in sämtlichen Diebstahlsfakten

Mittäterschäft als erwiesen angenommen wurde.

Der Tatsachenrüge (Z 5 a) genügt es unter Hinweis auf die obigen Darlegungen global zu entgegnen, daß die darin ins

Tre@en geführten Argumente weder einzeln noch im Zusammenhalt geeignet erscheinen, Bedenken gegen die den

Schuldspruch wegen Diebstahls tragenden Tatsachenfeststellungen zu erwecken.

Die Nichtigkeitsbeschwerde war daher teils als o@enbar unbegründet, teils als nicht gesetzmäßig ausgeführt schon bei

einer nichtö@entlichen Beratung sofort zurückzuweisen (§§ 285 d Abs. 1 Z 1 und 2, 285 a Z 2 StPO), woraus folgt, daß

zur Entscheidung über die Berufung der örtlich zuständige Gerichtshof zweiter Instanz berufen ist (§ 285 i StPO).
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